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Der Bundesminister 

für Vertriebene, Bonn, den 12. Februar 1958 

Flüditlinge und Kriegsgesdiüdigte 

II/3 — 8180/0 — 514/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr. : Rückführung von Evakuierten 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der SPD - Drucksache 159 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD beant- 
worte ich namens der Bundesregierung wie folgt: 

Zu 1. 

Von den nach dem Bundesevakuiertengesetz vom 
14. Juli 1953 (BGBL I S. 586) berechtigten Personen 
haben nach dem Stand vom 30. September 1957 
491 295 Personen ihre Registrierung beantragt. Da- 
von sind 442 458 Personen registriert worden. Ab- 
gelehnt wurden die Anträge von 38 159 Personen, 
während über die Anträge von 10 678 Personen noch 
nicht entschieden ist. 

Zu 2. 

über die Zahl der erfaßten Personen aus dem Kreis 
derjenigen, die durch das Erste Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Bundesevakuiertengesetzes 
vom 3. Oktober 1957 (BGBl. I S. 1683) in den an- 
spruchsberechtigten Personenkreis einbezogen wor- 
den sind, liegen Angaben noch nicht vor. 

Die Zahl der nach dem vorgenannten Änderungs- 
und Ergänzungsgesetz anspruchsberechtigten Per- 
sonen wird mit 75 000 angenommen. Davon wer- 
den voraussichtlich 40 000 Personen aus der sowje- 
tisch besetzten Zone und aus den von Polen bzw. 
der UdSSR verwalteten Gebieten Deutschlands so- 
wie aus dem Ausland, 5000 Personen innerhalb des 
Bundesgebietes von Land zu Land und 30 000 Per- 
sonen innerhalb der Bundesländer rückzuführen 
sein. 

Zu 3. 

Von den nach dem Bundesevakuiertengesetz alter 
Fassung am 30. September 1957 registrierten 442 458 
Evakuierten waren zum gleichen Zeitpunkt nocii 
rückzuführen 


von Land zu Land 91 464 Personen 

innerhalb der Länder 191 150 Personen 

zusammen 282 614 Personen. 

Diese Zahl wird sich um rd. 80 000 Personen 

auf 202 614 Personen 

vermindern, wenn unterstellt wird, daß sich die Zahl 
der registrierten 442 458 Personen um rd. 10 000 
Personen aus den noch unerledigten Anträgen auf 
rd. 452 500 Personen erhöht, aber gleichzeitig um rd. 
90 000 Personen (etwa 20 v. H. von rd. 450 000) aus 
Verzichten und Streichungen aus dem Evakuier ten- 
register vermindert. 

Werden die aus der Erweiterung des anspruchs- 
berechtigten Personenkreises zu erwartenden wei- 
teren rd. 75 000 Registrierungen mit in Rechnung ge- 
stellt, so bleiben noch rd. 277 500 Evakuierte rück- 
zuführen. 

Zu 4. 

Der Bundeshaushalt für das Rechnungsjahr 1957 
enthält bei Einzelplan 25 Kap. 2503 Tit. 534 (Dar- 
lehen an die Länder zur Finanzierung des Woh- 
nungsbaues zu Gunsten von Evakuierten) die Er- 
mächtigung, zu Lasten des Bundeshaushalts für das 
Rechnungsjahr 1958 vertragliche Bindungen bis zur 
Höhe von 30 Mio DM einzugehen. Es wird unter- 
stellt, daß die Anfrage sich auf diesen Betrag be- 
zieht, der zugleich ein Teilbetrag der nach § 9 Abs. 6 
des Bundesevakuiertengesetzes in der Fassung vom 
5. Oktober 1957 (BGBl. I S. 1687) in den Rechnungs- 
jahren 1958 bis 1960 zur Verfügung zu stellenden 
98 Mio DM ist. Die Bundesregierung wird von die- 
ser Ermächtigung, die jedoch die kassenmäßige Be- 
reitstellung der Mittel erst nach Verabschiedung des 
Haushaltsgesetzes für das Rechnungsjahr 1958 er- 
laubt, Gebrauch machen und den Ländern die auf 
sie entfallenden Anteilsbeträge in diesen Tagen 
bekanntgeben. 


Druck: Biididrud'Cerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goetheslr. 54, Telefon 35 51 
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Zu 5. 

Die Rückführung ist vornehmlich abhängig sowohl 
von der Beschleunigung des mit zweckgebundenen 
Bundesmitteln geförderten Wohnungsbaues als auch 
von der Zuweisung der im Rahmen der allgemeinen 
Wohnungsbauprogramme der Länder erstellten 
Wohnungen an die rückzuführenden Evakuierten, 

Die Bundesregierung hat wiederholt, zuletzt in dem 
unter dem 18. Juli 1957 dem Herrn Präsidenten des 
Deutschen Bundestages erstatteten Bericht — Druck- 
sache 3739 der 2. Wahlperiode — , ihre Absicht be- 
kundet, den Wohnungsbau zu Gunsten der von 
Land zu Land und von außerhalb des Bundesgebie- 
tes rückzuführenden Evakuierten durch Bereitstel- 
lung zusätzlicher und für diesen Zweck gebundener 
Bundesmittel zu fördern. Sie hat aber ebenso wie- 
derholt zum Ausdruck gebracht, daß sie die Länder 
für verpflichtet hält, die Rückführung innerhalb der 
Länder durch die Zuweisung eines der Rückfüh- 
rungsverpflichtung angemessenen Teiles der im 
Rahmen der allgemeinen Wohnungsbauprogramme 
der Länder erstellten Wohnungen an den insoweit 
begünstigten Personenkreis zu ermöglichen. 

Für die Rückführung von Land zu Land und von außer- 
halb des Bundesgebietes ist mit den bisher vom 
Bund für diesen Zweck bereitgestellten und auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtungen in den Rech- 
nungsjahren 1958 bis 1960 noch bereitzustellen- 
den Förderungsmitteln der Wohnungsbau für alle 
im Rahmen dieser Maßnahmen rückzuführenden 
Evakuierten gefördert (Anlage). 

Die Bundesregierung ist der Überzeugung, mit den 
aus der Anlage ersichtlichen Leistungen die Vor- 
aussetzungen dafür geschaffen zu haben, daß die 
Rückführung von Land zu Land und von außerhalb 
des Bundesgebietes im Laufe von drei Jahren zum 
Abschluß gebracht werden kann, wenn und soweit 
nicht bezüglich der Rückführung insbesondere aus 


der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands von der 
Bundesregierung und den Ländern nicht zu vertre- 
tende Schwierigkeiten entstehen. 

Auch die Rückführung innerhalb der Länder kann 
nach der Überzeugung der Bundesregierung im 
Laufe von drei Jahren zum Abschluß gebracht wer- 
den. Die Zahl der innerhalb der Länder tatsächlich 
noch rückzuführenden Evakuierten kann mit rd. 
170 000 Personen angenommen werden, wobei un- 
terstellt wird, daß sich die in der Antwort zu Nr. 3 
ausgewiesene Zahl von 191 150 der innerhalb der 
Länder nodi rückzuführenden Evakuierten um rd. 
10 000 weitere Registrierungen aus den unerledigten 
Anträgen und rd. 30 000 weitere Registrierungen auf 
Grund der Erweiterung des antragsberechtigten Per- 
sonenkreises auf rd. 230 000 erhöht, gleichzeitig aber 
um 60 000 (“^ von 90 000 angenommenen Verzich- 
ten und sonstigen Streichungen) auf 170 000 Per- 
sonen vermindern, wird. Dieser Zahl von noch rückzu- 
führenden Evakuierten entspricht ein Wohnungs- 
bedarf von insgesamt rd. 51 500 Wohnungseinheiten. 
Eine Befriedigung dieses Wohnungsbedarfs im Laufe 
von drei Jahren verlangt die Zuweisung von rd. 
17 200 Wohnungen jährlich an die innerhalb der 
Länder noch rückzuführenden Evakuierten. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß die Länder 
alles in ihren Kräften stehende tun werden, um die 
danach erforderlichen Wohnungen aus den im Rah- 
men der allgemeinen Wohnungsbauprogramme er- 
stellten Wohnungen und aus freiwerdenden Woh- 
nungen des vorhandenen Wohnungsbestandes be- 
reitzustellen. Sie sieht deshalb vorerst auch keine 
Veranlassung, auf die Länder in diesem Sinne er- 
neut einzuwirken. Sie wird jedoch den Ablauf der 
einzelnen Maßnahmen beobachten und gegebenen- 
falls die Länder bei ihren Bemühungen, auch die 
Evakuiertenrückführung innerhalb der Länder be 
schleunigt zum Abschluß zu bringen, mit der ihr 
möglichen Hilfe unterstützen. 


In Vertretung 

Nahm 
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I. 

Für die Rückführung von Land zu Land innerhalb 
des Bundesgebietes sind nach dem Stand vom 
30. September 1957 148 758 Evakuierte registriert 
und wird die Registrierung weiterer rd. 5000 Per- 
sonen erwartet. Das sind zusammen rd. 154 000 Per- 
sonen. Nach Abzug von etwa 20 v. H. = rd. 31 000 
Personen aus Verzichten und sonstigen Streichun- 
gen verbleiben noch rd. 123 000 insgesamt rückzu- 
führende (rückgeführte und noch rückzuführende) 
Personen. Der Wohnungsbau für diese rd. 123 000 
Personen ist bzw. wird wie folgt gefördert: 

1. für rd. 62 000 Personen, 

die im Rahmen der angeordneten 
Umsiedlungsmaßnahmen schon rück- 
geführt sind bzw. noch rückgeführt 
werden müssen, mit 124 Mio DM 

(anteilig errechneten) nachstelligen 
Förderungsmitteln und 31 Mio DM 

(anteilig errechneten) Restfinanzie- 
rungsmitteln 

zusammen 155 Mio DM; 

2. für rd. 35 500 Personen, 
die im Rahmen spezieller Rückfüh- 
rungsmaßnahmen schon rückgeführt 
sind bzw, noch rückgeführt werden 
müssen, mit 

bereitgestellten Wohnraumhilfemit- 
teln und 

Aufbaudarlehen für den Wohnungs- 
bau 

zusammen 

3. für rd. 25 500 Personen, 

die im Rahmen spezieller Rückfüh- 
rungsmußnahmen noch rückzufüh- 
ren sind, mit 62 Mio DM 

gemäß § 9 Abs. 6 des Bundes- 
evakuiertengesetzes ln der Fassung 

vom 5. Oktober 1957 noch bereitzu- 
stellenden nachsteliigen Förderungs- 
mitteln und mit 26 Mio DM 

ebenfalls gemäß § 9 Abs. 6 des Bun- 
desevakuiertengesetzes in der Fas- 
sung vom 5. Oktober 1957 noch be- 
reitzustelienden Restfinanzierungs- 
mitteln 

zusammen 88 Mio DM. 


Anlage 

II. 

Der Wohnungsbau zu Gunsten 'der Rückführung 
von außerhalb des Bundesgebietes wird nach § 9 
Abs. 6 und 7 des Bundesevakuiertengesetzes in der 
Fassung vom 5. Oktober 1957 

a) bezüglich der nachstelligen Mittel so gefördert 
wie der Wohnungsbau für Zuwanderer aus der SBZ, 
also z. Z. mit 50 v. H. der für eine Wohnungseinheit 
aufzuwendenden Gesamtbaukosten; 

b) bezüglich der Restfinanzierung durch zusätzliche 
Bereitstellung von 10 Mio DM aus Bundeshaushalts- 
mitteln 

Aus den Übersichten zu I. und II. ergibt sich, daß 

a) der Wohnungsbau für die nach der angestellten 
Berechnung von Land zu Land innerhalb des Bun- 
desgebietes insgesamt rückzuführenden rd. 123 000 
Personen mit 337 Mio DM nachstelligen und Rest- 
finanzierungsmitteln des Bundes gefördert ist bzw. 
noch gefördert werden wird; 

b) der Wohnungsbau für alle von außerhalb des 
Bundesgebietes rückzuführenden Personen nachstel- 
lig gefördert werden wird und der Bund außerdem 
zu den Restfinanzierungsmitteln für die im Rahmen 
dieser Maßnahme zunächst erwarteten 40 000 Per- 
sonen in angemessener Weise beiträgt. 


70 Mio DM 
24 Mio DM 

94 Mio DM; 
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